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GroßherzogthumOldenburg
Bekanntmachungdes evangelischenOberschnlkollegiums,betreffend
die zweite Prüfung der evangelischen Volksschuklehrerdes Her-

zogthums Oldenburg. Vom 3. Mai 1877.
,

Mit Genehmigung des GroßherzoglichenStaatsministe-
riums wird hierdurch zur Ausführung des Artikels 33 §. l des

Gesetzesfür das HerzogthumQldenburg vom 26. Juni 1876,
betreffend die Einführungeiner zweiten Prüfung für die evan-

gelischenVolksschullehrersxhinsichtlich dieser Prüfung das Fol-
gende bestimmt.

§. l. Die zweite Prüfung soll durch dieselbe Kommission
bewirkt werden, vor welcher nach Art. 1 der Bekanntmachung
des evangelischen Oberschulkollegiumsvom 25. Mai 1859 die

erste Prüfung der evangelischen Volksschulamtskandidaten ab-

zulegen ist.
’

§. 2. Die Meldung zu dieser Prüfung ist in der vorher
vom Oberschulkollegiumbekannt zu machenden Frist bei dem

Lokalschulinspettoreinzureichen. Derselben ist beizufügen:
l. eine von dem Prüflinge selbstständiggefertigte Arbeit über

einen von ihm selbst zu wählenden Gegenstand mit der

Versicherung,daß er keine anderen, als die von ihm an-

gfgebenenQuellen bei der Anfertigung benutzt habe.

T«SJUSVDU ihm selbst gefertigte Zeichnung.
»

· eUIeVOU ihm selbst gefertigte Probeschrist,
betdevmttder Versicherung-,daß er sie selbst ohne fremde Hilfe
gefertigt habe.

§. 3. Der Schulinspektor zieht nach Empfang der Mel-
dung, falls der Prüfling unter einem Hauptlehrer gearbeitet
hat, dessenZeugnißüber des Ersteren Leistungen im praktischen
Schuldiensteund über dessen Fleiß in der eigenen Fortbildung
Ast-um dann die Meldung und ihre Anlagen nebst diesem Und
seinem eigenen ausführlichenZeugnisse über Fleiß und Verhal-
ten PesPrüslingsspätestenszwei Wochen nach dem Meldungs-
termme bei dem Oberschulkollegiumeinzureichen.
§· 4« DFZOberschulkollegiumentscheidet über die Zulas-

sung zur PrUfUUgUnd Überweistdie Meldungender Zugelas-

s) Deutsche Schulges.-Sammt.1876 Nr. 36.

senen nebst ihren Anlagen der Prüfungs-Kommission, deren

Vorsitzender dann je nach der Zahl der zugelassenen Prüflinge
den oder die Termine der Prüfung ansetzt und zur Kunde der

zugelassenenLehrer bringt.
§. 5. Es ist jedem Lehrer gestattet, bei der Meldung eine

Prüfung in der französischen,sowie in der englischen Sprache,
oder eine besondere Prüfung in denjenigen Fächern zu bean-

tragen, in welchen er eine Steigerung des bei der ersten Prü-
fung erhaltenen Zeugnisses zu erlangen wünscht. Diese Prü-
fung kann nicht versagt werden; nöthigenfalls kann das Ober-

schulkollegium,um sie zu bewerkstelligen,der Prüfungs-Kommis-
sion außerordentlicheMitglieder aus den Lehrern der inländi-

schen höheren Lehranstalten beiordnen.

§. 6. Die Prüfung, welche höchstenszwei Tage dauert,
ist eine theils theoretische, theils praktische; die theoretische zer-

fällt in eine schriftlicheund eine mündliche Prüfung.
§. 7. Zum Zweckeder schriftlichenPrüfung stellt der Vor-

sitzende der Prüfungskommissionaus den vom Seminarlehrer-
kollegium in mindestens doppelter Zahl vorgeschlagenen Aus-

gaben, deren drei für einen pädagogischenund einen religiösen
Aussatz, sowie für die schulmäßigeBearbeitung irgend eines

anderen Lehrgegenstandes Die schriftliche Lösung dieser Auf-

gaben findet in Klausur unter Aufsicht eines Mitgliedes der

Prüfungskommissionstatt. Behufs der Beurtheilung der am Vor-

mittage des ersten Tages anzufertigenden Arbeiten tritt am Nach-
mittage die Prüfungskommissionzu einer Sitzung zusammen.

Bei mangelhastem Ausfalle der schriftlichen Prüfung kann

der Vorsitzendeder Kommission nach Verständigungmit dem

Seminar-Direktor dem Prüflinge den Rath ertheilen, von der

Prüfung zurückzutretenBei gerader ungenügendem Ausfalle
derselben kann die Prüfungskommissiondurch einstimmigen Be-

schlußvon der weiteren Prüfung ausschließen
§. 8. Die mündlichePrüfung verbreitet sich über die Ge- «

schichtedes Unterrichtes, die Unterrichtslehre, die Schulpraxis
und die Methodik der einzelnen Unterrichtszweige. Nach dem

Ermessen der Kommission kann bei jedem Prüflinge auf das

sachlicheWissen eingegangen werden.
«

§.«9. Als Maßstab für die zu stellenden Anforderungen
an die Kenntnisse der Examinanden wird bei denjenigen, welche
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demnächst den vierjährigen Lehrgang sim Seminare durchge-
macht haben werden, der Lehrplan des Seminars in analoger

Anwendung dienen. Bis dahin wird sich die Prüfungs-Kom-
mission darauf beschränken,zu ermitteln, ob der Prüfling in

den einzelnen Wissenszweigen das für die gedeihlicheAusübung
des Lehrerberufes unerläßliche Maß von Kenntnissen besitzt
und seine Fortbildung nicht vernachlässigthat.

Mit besonderer Schonung ist in dieser Hinsicht denen ge-

genüber zu verfahren, welche durch die veränderte Einrichtung
des Seminars in ihrem Seminarbesuche verkürztworden sind.

Auf diese besondere Rücksichthaben solchePrüflinge, welche

ihre Vorbildung nicht auf dem hiesigen Seminargenossen ha-

ben, unter keinen Umständen Anspruch.
§. 10. Die praktische Prüfung besteht in einer Lehrprobe

über einen Gegenstand des Volksschulunterrichtes, zu welcher
die Aufgabe jeder Examinand am Schlusse der schriftlichen

Prüfung erhält. Diese Aufgaben werden im Einverständniß

«mit dem Vorsitzenden der Kommission von dem Direktor und

den sämmtlichenLehrern des Seminars gestellt und ist zur

Vorbereitungauf die Behandlung derselben der Nachmittag be-

stimmt, an welchem die Kommission die schriftlichen Arbeiten

beurtheilt. Unmittelbar vor Beginn der Lehrprobe am Morgen
des zweiten Tages ist dem Vorsitzenden eine kurze übersichtliche
Disposition der beabsichtigten Behandlung zu übergeben.

§. Il. Hinsichtlichder Beurtheilung der Prüflinge sowohl

nach den Leistungen in den einzelnen Wissenszweigen als auch

nach dem Gefammtergebniß der Prüfung gelten auch für die

zweite Prüfung die Bestimmungen des Artikels 6 der Bekannt-

machung des Oberschulkollegiums vom 25. Mai 1859 in der

. durch die Bekanntmachung vom 9. September 1863 veränder-

ten Gestalt. Wenn jedoch die Lehrprobe eines Prüflings nicht
wenigstens ,,ziemlich gut« ausgefallen ist oder dessenLeistungen

,

in der Religion oder im Rechnen oder im Deutschen dieses
"

Zeugniß nicht erlangt haben, so ist das Zeugniß demselben zu

versagen.
§. 12. Alle Diejenigen, welche nach Maßgabe des Para-

graphen 10 die zweite Prüfung bestanden haben, erhalten das

Zeugniß der Befähigung zur unwiderruflichen Anstellung, von

welchem dem Oberschulkollegiumdie Prüfungs-Kommission eine

zweite Ausfertigung einreicht.
§. 13. Prüflinge,welche die von ihnen beantragte beson-

dere Prüfung (§. 5) nicht wenigstens »gut« bestehen oder in

derselben keine höhere Leistungen als in der ersten Prüfung

vorfiihren, erhalten über diese Prüfung kein besonderes Zeug-
niß. Doch darf ihnen aus diesem Grunde das Zeugniß der

Befähigung zur unwiderruflichen Anstellung nicht versagt wer-

den, wenn sie im Uebrigen bestanden haben.
Qldenburg, den Z. Mai 1877.

Evangelisches Oberfchulkollegium.
Tappenbeck.

Lipsius.

Königreichpreußen
Erkenntniß des KöniglichenOberverwaltungsgerichts, die Zustän-
digkeit der Schulaufsichtsbehbrde bei Bestimmung über die Er-

richtung neuer Schulklassen und Lehrerstellen, wie die Beziehung
dieser Bestimmung zu dem Umfange von Schulbauten betreffend.

Vom 21. Oktober 1876.

Jm Namen des Königs.
Jn der Verwaltungsstreitsache

der KöniglichenRegierung, Abtheilung für Kirchen- und

Schnlwefen zu Vreslau, Beklagte und Revisionsklägerin,
wider

"

die evangelifche Schulgemeinde zu R., Klägerin und Re-

visionsbeklagte,
hat das KöniglicheOberverwaltungsgericht in seiner Sitzung
vom 21. Oktober 1876,

an welcher 2c. 2c. Theil genommen haben,
für Recht erkannt,

daß auf die Revision der Beklagten die Entscheidung des

KöniglichenBezirksverwaltungsgerichts zu Breslau vom

16. Juni 1876 zu bestätigen,die baaren Auslagen des

Verfahrens und der Klägerin der Beklagten zur Last zu

legen, im Uebrigen die Kosten des Verfahrens außerAn-

satz zu lassen und der Werth des Streitgegenstandes auf
1000 Mark festzusetzen.

-

Von Rechts Wegen.
Gründe

In der zu dem Schulverbande R. gehörigen Kolonie

Neu-K., welche nach der Feststellung vom 13. Januar d. J. 97

fchulpflichtigeevangelische Kinder zählt, soll ein Schulhaus er-

baut werden. Die Einwohnerzahl Von Neu-K. beträgt nach der

Volkszählung vom 1. Dezember 1875: 876 Seelen, sie hat nach
der Volkszählung von 187l: 917 Seelen betragen, also eine

Minderung von circa 50Xz erfahren.
Ueber die Art der Vauausführung besteht zwischen der

Schulgemeinde R. und der KöniglichenRegierung zu Breslau
als AufsichtsbehördeStreit. Erstere erachtet mit Rücksichtauf
die vorangestellten Thatsachen und weil ein weiteres Zurückge-
hen der Einwohnerzahl von Neu-K. wahrscheinlich sei, ein Schul-

haus mit Einem Lehrzimmer und Einer Lehrerwohnnng für
ausreichend und hat gegen die Regierung klagend beantragt,
sie nur hierzu verpflichtet zu erklären. Die beklagte Regierung
hat ihrerseits dem widersprochen und fordert die Herstellung
zweier Lehrzimmer und zweier Lehrerwohnungen, weil nach
der Ministerial-Verfügungvom 16. Dezember 1874t) bei 100

Kindern zwei Klassen eingerichtet nnd zwei Lehrer angestellt
werden müßten, diese Zahl nahezu vorhanden sei und auf einen

Zuwachs von 100-o um so mehr gerechnet werden müsse, als

in früheren Jahren die Zahl der schulpflichtigen Kinder in

Neu-K. 100 bedeutend überstiegenhabe.
Der Kreisausschuß des Kreises W. hat darauf unter dem

14. Januar 1876 dahin erkannt, daß die klägerifcheSchulge-
meinde nur verpflichtet sei, ein Schulhaus mit Einem Lehr-

zimmer und Einer Lehrerwohnung zu erbauen, weil die An-

stellung eines zweiten Lehrers bei den ungünstigenVerhältnissen
der Klägerin unmöglichund der Fall, daß 100 Kinder vorhan-
den feien, die Anstellung eines zweiten Lehrers also nach der

Allgemeinen Verfügung über Einrichtung 2c. der Volksschule Vom

15. Oktober 1872 und der diese erläuternden Verfügung vom

16. Dezember 1874 geboten sei, nicht vorliege, auch eine Min-

derung, nicht Vermehrung der vorhandenen Schülerzahlwahr-

scheinlichsei.

Gegen diese Entscheidung legte die beklagte Regierung Be-

rufung ein und beantragte: -

unter Aufhebung der Entscheidung des Kreisausfchuffes
in W. vom 14. Januar 1876 die evangelische Schulge-
meinde R. für verpflichtet zu erachten, für die Kolonie

Neu-K. ein Schulhaus mit zwei Lehrzimmern und zwei
Lehrerwohnungen herzustellen,

if) Deutsche Schulgesetz-Samml. 1875 Nr. 15.
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indem sie ausführte, daß die nach §. 3 der AllgemeinenVer-

fügung vom 15. Oktober 1872 einer Volksfchule zu gehende
Einrichtung ausschließlichvon der Schulaufsichtsbehördezu be-

stimmen sei und daß hinsichtlichder Kinderzahl, für Welchege-

sorgt werden müsse,grundsätzlichein Zuschlag Von IOVJCange-

nommen werden müsse, der Durchschnitt der Schülerzahlin den

Jahren 1872X74überdies 107 betragen habe und ein weiteres

Zurückgehender BeVölkeVUngnicht für erwiesen angenommen
werden könne. Die klägerischeGemeinde ihrerseits bat um Be-

stätigung der ersten Entscheidung,indem sie gegen die Annahme
eines Zuschlagesvon 10 O-»protestirte.

Nachdem der Vertreter der beklagten Regierung im Audienz-
termine ausdrücklichnoch erklärt hatte:

daß, wenn das Schulhaus zweiklasfigeingerichtetwerden

sollte, die Regierung zur Zeit von der Anstellung eines

Adjuvanten absehen wolle und zwar lediglich aus dem

Grunde des Lehrcrmangels,
und

daß der geforderte Zuschlag von 10 O-»in keiner Bestim-
mung, sondern nur in der allgemeinen Praxis seine Be-

gründung finde,
erkannte das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu Breslau

unterm 16. Juni 1876:
"

daß die Entscheidung des Kreisausschusses zu W. vom

14. Januar 1876 lediglich zu bestätigen,die. Kosten des

Verfahrens außerAnsatz zu lassen, die baaren Auslagen
des Verfahrens aber und der Berufsbeklagten der Staats-

kasse aufzuerlegen und der Werth des Streitobjektes auf
1000 Mark festzusetzen

Der Berufungsrichterbegründetseine Entscheidungwie folgt:
Die Frage, ob dem vorliegenden Bedürfniß mit Rück-

sicht auf die Verhältnisseder Schulgemeinde R. bezw.
der Kolonie Neu-K. durch Errichtung der Halbtagsfchule
genügt werden könne oder müsse, unterliegt allerdings
nicht der Zuständigkeitdes Kreisausfchusfesz denn sie be-

rührt eine durchaus interne Angelegenheit und ist als

solchevon der Entscheidungder Aufsichtsbehördeabhängig.
Fällt hiernach auch der eine Grund, auf welchen

derVorderrichter die Entscheidungstützt,fort, so bleibt

immerhin der andere mit durchgreifender Wirkung be-

stehen«— Das Zurückgehender Bevölkerung in Kolo-
nie Neu-K., eine Kinderzahlvon noch nicht 100, die

nicht günstigeörtlicheLage der Kolonie zu den Berg-
werken und das voraussichtlich noch längere Zeit wäh-
rende Darniederliegen der Jndustrie stellen Momente
dar- Welche die Vornahme eines Baues in dem von der

Aufsichtsbehördeverlangten Umfange —- auch wenn man

von derzweiten Lehrerwohnungabsieht — zur Zeit nicht
rechtfertigen. Und es kommt hinzu, daß die Annahme
eines Zuwachses Von 10 O-» der Kinderzahl weder in

gesetzlichennoch keglementarischenVorschriften eine Un-

terlage findet. —-

,

Wird die Annahme der Berufungsverklagten und

des Kreisausschusses,daß eine weitere Abnahme der Be-
-

völkerungund der Kinderzahl in Kolonie Neu-K. be-

V»Vksteht,wahr, so würde dem gegenüberdie Errichtung
eines Baues mit zwei Klassen eine anorinale Lage der

Sachedarstellen, während dem entgegengesetzlenFalle
leicht dadnkchRechnung getragen werden kann, daß bei
dem Vanprojekteauf die event. Vergrößerungum eine
Klasse Und eine Wohnung Bedacht genommen wird.
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Das betont der Vorderrichter mit Recht und dem wi-

derspricht die Schulgemeinde nicht

Gegen diese Entscheidung hat die beklagte Regierung das

Nechtsmittel der Revision eingelegt und ihren in zweiter Jn-

stanz gestellten Antrag wiederholt Die Nevisionsbeschwerde

stütztsich auf §. 64 Nr. 1 des Gesetzesvom Juli 1875 und

macht dem Vorderrichter die Nichtanwendung der von den Be-

hörden innerhalb ihrer Zuständigkeiterlassenen Verordnungen
zum Vorwürfe, weil er sowohl die Feststellungder Kinderzahl
behufs Ermittelung des Bedürfnisses nach einer mehrjährigen

Fraktion im Prinzipe verworfen, wie andererseits die Annahme
eines Zufchlages von 10 »Ja für die zukünftigeVermehrung

,

als weder in gesetzlichennoch reglementarischen Vorschriften be-

gründet, für ungerechtfertigt erklärt habe. Sie nimmt in die-

ser Richtung Bezug auf eine von ihr an die Landräthe ihres
Bezirkes erlasseneVerfügung vom 13. September 1838, wonach
bei Entwürfen zu Schulhausbauten auf eine künftigeVermeh-

rung von 10 Oxzgerechnet werden soll, und auf zwei in extrak-
tiver Abfchrift beigebrachte, in Spezialfällen ergangene Verfü-

gungen des Unterrichts-Ministers vom 21. Februar und 15.

Mai 1875, welche ihre Auffassung bestätigensollen.
Die Revisionsbeklagte bittet in der Gegenerklärungum

Nückweifungder Revisionsbeschwerde und macht event. geltend,
daß der Antrag, sie zur Herstellung zweier Lehrzimmer und

zweier Lehrerwohnungen zu verurtheilen, jedenfalls unbegrün-
det sei, da die Beklagte und Revisionsklägerin bereits in zwei-
ter Jnftanz ihren Antrag auf zwei Lehrzimmer und Eine Leh-
rerwohnung beschränkthabe.

Es war, wie geschehen,zu erkennen.

Nach der AllgemeinenVerfügungdes Unterrichts-Ministers
über Einrichtung 2c. der Volksschule vom lö. Oktober 1872
und der später ergangenen, fie ergänzenden und erläuternden

Ministerial-Verfügungen, zu denen auch die von- den Parteien
und den Vorderrichtern angezogene Verfügung vom 16. De-

zember 1874 gehört — -

(Eine Zusammenstellung derselben findet sich in dem

Werke: ,,Volksschulwefen und Lehrerbildung in Preu-
ßen« von Dr. Schneider, Berlin 1875)

darf die mit der Schulaufsicht betraute Provinzialbehörde,falls
die Schülerzahl in einer Volksfchule 80 übersteigt, die einklas-

sige Volksfchule nicht dulden; sie muß die zweiklasfigeeinrich-
ten. Sie hat dabei zu entscheiden:

1) ob für die zweite Klasse ein besonderer Lehrer —- der

zweite Lehrer —- angestellt werden soll,
2) ob der Eine Lehrer beide Klassen unterrichten, d. h. ob

die Halbtagsfchule eingeführtwerden foll.
Jn dem Falle zu 2 unterrichtet der Lehrer beide Klassen nicht
gleichzeitig oder in besonderen Räumen, sondern nach einander

in demselben Lehrzimmer. Jn diesem Falle bedarf es daher
nur Einer Lehrerwohnung und Eines Lehrzimmers ·

Steigt die Zahl über 100, so ist die Halbtagsschule auch
noch zulässig,sie gilt aber als eine ungenügende Einrichtung. »

Die Aufsichtsbehördehat dann auf die Anstellung eines zwei-
ten Lehrers Vedacht zu nehmen, d. h. sie hat Alles zu

thun, um die Anstellung eines zweiten Lehrers zu ermöglichen-

namentlich also bei unvermögenden Gemeinden zu versuchen,
die erforderlichen Mittel anderweit flüssig zu machen.

Ein Muß liegt in der Verfügung vom 16. Dezember 1874

nicht. (cfr. auch die Ministerial-Verfügung vom 5. Mai 1873,

Schneider S. 11.s) Die in diesen Richtungen von den Pro-
vinzialbehördengetroffenen Festsetzungensind nicht im Verwal-

l
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tungsstreitverfahren, sondern nur im Wege der Beschwerde bei

dem vorgesetzten Minister anfechtbar.

Hätte die Regierung zu Breslau im vorliegenden Falle
daher die Anstellung eines zweiten Lehrers in Neu-K. angeord-

net, so würde der Klägerin hiergegen nur der Weg der Be-

schwerde bei dem Unterrichtsminister offen gestanden haben.
Hätte alsdann Letzterer die Anordnung der Regierung gebilligt,
so würde damit die Frage, ob zwei Lehrerwohnungen und zwei
Lehrzimmer zu beschaffen, in bejahendem Sinne endgültig ent-

schieden und nur noch über die Art der Beschaffung ein Ver-

waltungsstreitverfahren möglichgewesen sein.
So liegt die Sache aber nicht. Die Regierung hat viel-

mehr die Anstellung eines zweiten Lehrers erst für den Fall,
daß die Zahl der Kinder über 100 anwachsen wird, in Aus-

sicht genommen und der Vertreter derselben im Audienztermine
am 16. Juni d. J. ausdrücklicherklärt, daß die Regierung von

der Anstellung eines zweiten Lehrers (Adjuvanten) zur Zeit ab-

sehe. Es handelt sich deshalb hier lediglich um Entscheidung
der Frage, ob die Schulgemeinde verpflichtet ist, auf ein zu-

künftiges Bedürfniß zu rücksichtigen.Ueber diese Frage ist im

Verwaltungsstreitverfahren zu befinden und ist dieselbe mit

Recht von dem Vorderrichter verneint worden. Die Schmaus-
sichtsbehördekann nur die Befriedigung des gegenwärtigenBe-

dürfnisses verlangen. Für die in Folge einer möglichenkünf-

tigen Vermehrung der Kinderzahl erforderliche Anstellung eines

zweiten Lehrers 2c. braucht die Schulgemeinde im Voraus nicht
zu sorgen. Empfohlen kann ihr werden, in ihrem eigenen Jn-
teresse hierauf zu rücksichtigen;die Ausübung eines Zwanges
erscheint jedoch nicht zulässig. Auch ist in den von der beklag-
ten Regierung beigebrachten Verfügungen von einem derartigen
Zwange nicht die Rede. Jm Gegentheil sprechen die von dem

Ministerium publizirten Entscheidungen (Deutfche Schulgefetz-
Samml. Jahrg. 1873 Nr. 45) es ausdrücklichaus, daß im

Streitfälle für die Bemessung des Schulraumes nur die Zahl
der in der Schule wirklich aufgenommenen Kinder als maßge-
bend anzusehen ist. Wenn daher der Vorderrichter nur auf
das gegenwärtigeBedürfniß und die Zahl der zur Zeit vor-

handenen Schulkinder rücksichtigt,so verletzt er keine von den

Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeiterlassene Verordnung.
Die auf §. 64 Nr. l des Gesetzes vom Z. Juli 1875 ge-

stützteRevision der Beklagten entbehrt demnach der Begründung.
Der Kostenpunkt regelt sich nach den §§. 72, 73 desselben

Gesetzes.
Urkundlich unter dem Siegel des KöniglichenOberverwal-

tungsgerichts und der verordneten Unterschrift-
(L. s.) Persius

O. V. G. Nr. 862.

Ministerial-Erlaß, die Bestellung eines Kommissarius zur Ver-

tretung einer öffentlichenBehörde oder zur Wahrnehmung des

öffentlichenInteresses für die mündlicheVerhandlung des Ober-
Verwaltungsgerichts betreffend. Vom 1. März 1877.

Berlin, den 1. März 1877.

Ew. 2c. ersuchen wir ergebenst, in denjenigen zur Entschei-
dung des Qberverwaltungsgerichts gelangenden Verwaltungs-
Streitsachen, in denen nach §. 44 Abs. 1 und 2 des Gesetzes
vom Z. Juli 1875 zur Vertretung einer öffentlichenBehörde
oder zur Wahrnehmung des öffentlichenInteresses die Bestel-
lung eines Kommissarius für die mündlicheVerhandlung erfol-
gen kann, die Akten dem betreffenden Ressort-Minifter zur Be-

stimmung über die Abordnung und Erneuerung dieses Kommissa-

rius einzufenden, sofern nach der eigenthümlichenLage des

Falles oder wegen der prinzipiellen Wichtigkeit der zur Erörte-

rung gelangenden Fragen des öffentlichenInteresses die Er-

nennung eines besonderen Kommissarius für- den Termin der

mündlichen Verhandlung von Ew. 2c. überhaupt für nothwen-
dig erachtet werden sollte.

Von der Absendung eines dortfeitigen Kommissarius zu der

mündlichenVerhandlung vor dem Oberverwaltungsgerichte wird

der Regel nach Abstand zu nehmen sein, und dieselbe nur dann

ausnahmsweise stattfinden können, wenn eine besondere Sach-
oder Lokalkenntnißbehufs Wahrnehmung des in Frage stehen-
den öffentlichenJnteresses erforderlich sein sollte. In diesen
letzteren Fällen ist event. bei Einsendung der Akten gleichzeitig
derjenige Beamte zu bezeichnen, welcher von Ew. 2c. zur Ueber-

nahme dieses Kommissariums für vorzugsweise geeignet erachtet
wird. —- Jn denjenigen streitigen Verwaltungssachen, bei denen

der Fiskus als Partei betheiligt ist, wird die Vertretung dessel-
ben bei den mündlichen Verhandlungen vor dem Oberverwal-

tungsgerichtei, soweit sie nach Lage der Umstände überhaupt für
erforderlich zu erachten ist, einem hiesigen Nechtsanwalte oder

einem hier wohnhaften geeigneten Staatsbeamten nach näherer
Bestimmung des betreffenden Ressortchefs zu übertragen sein.
Die Absendung eines Kommissarius der Provinzialbehördewird

dagegen ausnahmsweise nur dann einzutreten haben, wenn es

auf eine besondere, einem solchen Vertreter vorzugsweise bei-

wohnende Lokal- und Sachkenntnißankommt.

Ew. 2c. ersuchen wir ergebenst, auch in den Fällen, in de-

nen der Fiskus Partei ist, die Akten mit einer gutachtlichen
Aeußerung über die Nothwendigkeit der Vertretung des Fiskus
bei den mündlichen Verhandlungen vor dem Oberverwaltungs-
gerichte dem betreffendenRessortministerzur Entscheidungüber
die Abordnung resp. zur Eernennung eines Vertreters einzureichen.

Durch die gegenwärtigeVerfügung finden mein, des Mi-

nisters der geistlichen,Unterrichts- und Medizinal-Angelegenhei-
ten, Erlaß vom 19. Oktober v. J. und mein, des Ministers für

Handel, Gewerbe und öffentlicheArbeiten, Erlaß vom 29. No-

vember v. J. ihre Erledigung.
An

die sämmtlichenHerren Regierungs-Präsidenten(bezw.
Regierungs-Präsidien)der Provinzen Preußen,Bran-

denburg, Pommern, Schlesien und Sachsen, sowie
zu Sigmaringen.

Abschrift übersenden wir Ew. Excellenz ganz ergebenstzur

gefälligenKenntnißnahme und gleichmäßigenBeachtung.
Der Finanz-Minister. Der Minister des Innern.

Camphausen. Gr. zu Eulenburg.
Der Minister der geistlichen2c. Angelegenheiten

Falk.
Der Minister für Handel 2c. Der Minister f. d. landw. Angelegenh.

Achenbach. FriedenthaL
An

die Herren Ober-Präsidentender Provinzen Preußen,
Brandenburg, Pommern, Schlesien und Sachsen.

F. M. 1. 20,506. —- M. d. J. I. K. 0. 903. — d. g. A. 1. Gr. Ill. 788.

M. f. H. C. B. 113. —- M. f. l. A. 2172.

Ministerial-Erlaß, die Betheiligung der Schuldeputationen an

der Entscheidung über Gefnche um Dispensation vom Schall-e-
suche betreffend. Vom 31. Januar 1877.

Berlin, den 31. Januar 1877.

Da die den Gemeinden und deren Organen zustehende
Theilnahme an der Schulaufsicht durch das Gesetz vom 11.

März 1872 unberührt geblieben ist, die städtischenSchuldepu-
- tationen aber, entsprechend der Bestimmung in §. 48 Titel 12
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Theil Il. Allgemeinen Land-Rechtes in Verbindung mit §—43

a. a. O. durch Nr. 11 der Instruktion vom 26. Juni 1811 be-

rufen sind, zur Herbeiführung und Beförderung des regelmä-

ßigen und ordentlichen Schulbesuches sämmtlicherschulfähigek
Kinder mitzuwirken, überdies die Spezialaufsicht,welche Predi-
ger, d. h. Lokal-Schnlinspektoren außer den Schuldeputativnen
ausüben- gemäßNr.14 a. a. Q. mit der allgemeinen Ober-

aussicht der Schuldepntationen in Verbindung gesetztMde

foll, fO kamt ich, Wie ich der Königl. Regierung aus den Be-

richt vom 27. Dezember v. J. hiermit eröffne, es nicht für an-

gemessen erachten, daß bei den Entscheidungen über Gesuche
um Dispensation vom Schulbesuche resp. um vorzeitige Entlas-

-

sung von Schulkindern aus der Schule jede Betheiligung der

städtischenSchuldeputationen ausgeschlossen wird.

Vielmehr wird davon auszugehen sein, daß, entsprechenddem

Erlaß vom 6. November 1873 (DeutscheSchulges.-Samml. 1874

Nr. 5) Gesuche um Dispensation schulpflichtigerKinder vom Schul-

besuche bei dem Lokal-Schulinspektorresp. bei der mit der Schul-
aufsicht befaßten Ortsfchulbehörde,worunter in den Städten

die Schuldeputationen zu verstehen sind, anzubringen sind und

daß über solche Gesuche zunächstdie letzteren selbst befinden
und zwar dergestalt, daß dieselben, wenn sie die Gesuche un-

begründetfinden, solche zurückzuweisen,wogegen den Betheilig-
ten alsdann freisteht, die Entscheidung des Kreis-Schulinspek-
tors anzurufen, daß sie dagegen, wenn sie die Gesuche begrün-
det finden, solche dem Kreis-Schulinspektor zur Entscheidung
vorlegen, welche die Verordnung der Königl. Regierung vom

24. März 1853 unter Nr. 5 dem Letzteren vorbehalten hat.
Die Königl. Regierung veranlasse ich, dem entsprechend

fortan eine Betheiligung der städtischenSchuldeputation i. N.
an der Entscheidung über Gesuche um Dispensation schulpflich-
tiger Kinder vom Schulbesuche nicht auszuschließenund hiernach
den Magistrat in N. auf seine Beschwerde mit Bescheid zu

versehen.
Jn gleicher Weise ist zu verfahren, wenn andere Magi-

ftrate sich veranlaßt finden sollten, eine Theilnahme der Schul-

depntationan der Entscheidung über Gesuche um Dispensation

vom Schulbesuche in Anspruch zu nehmen, sofern die König-

licheRegierung es nicht verziehen sollte, eine allgemeine Mo-

difikation der Bestimmung unter Nr. 5 der Verordnung vom

24. März 1853 herbeizuführen,was zu thun ich Derselben über-
lassen win. .

Der Minister der geistlichen ec. Angelegenheiten
An

«

Falk.
die Köni li e R

·

U. III FRAMMMZu N«

Verfügungder Generaldirektion der Königlichenallgmeinen Witt-

WespVekpflegUUgsaUstClkiden Beitritt zur Königlichenallgemeinen
WittwensVerpflegungsanstaltbetreffend. Vom 17. September 1872.

Berlin, den 17. September 1872.
Die in Bezug aus den Beitritt zur Königlichenallgemei-

nen Wittwen-Verpflegungs-Anstalt zu beobachtenden allgemei-
nen Vorschriften werden nachstehend mit dem Bemerken bekannt

gemacht,daß es im eigenen Interesse der betheiligten Personen
liegt- sich zur Vermeidung von Verzögerungender Abnahme-
Poktokvsten und sonstigenWeiterungen genau nach diesen Vor-

schriftenzu richten. ,

I« Aufnahmefähigsind-
1) alle im unmittelbaren Staatsdienste angestellteZwil-

beamte, Welchenach dem Gesetzevom 27. März 1872 (Deutsche
Schulgesetz-SammliJahrg. 1875 Nr. 49) pensionsberechtigtsind-

Die unter dem Vorbehalte des Widerruses oder der Kün-

digung angestellten Beamten haben einen Anspruch aus Pen-
sion und folglich auf die Aufnahme nur dann, wenn sie eine

in den Besoldungs-Etats aufgeführteStelle bekleiden.

2) Die Zivilbeamten des Deutschen Reiches, welche

PreußischeUnterthanen und vom Kaiser angestellt sind, oder

zu denjenigen Post- oder Telegraphenbeamten gehören, deren

Anstellung verfassungs-gemäßder PreußischenLandesregierung
zusteht (Art. 50 der Reichsverfassung). Diejenigen von den

unter 1 und 2 bezeichnetenBeamten, deren pensionsberechtigtes
Diensteinkommeu die Summe von 250 Thlr. nicht übersteigt,
dürfen nur eine Wittwenpension von höchstens50 Thlrn ver-

sichern.
Z) Assessoren bei den Regierungen, den Obergerichten,

Rheinischen Landgerichten und Bergämtern, welche noch kein

Diensteinkommeu aus der Staatskasse beziehen, sowie die bei

den Auseinandersetznngs-Behördendauernd beschäftigtenDeko-

nomie-Kommissarien, denen ein Anspruch auf Pension noch nicht

beigelegt ist, — alle diese jedoch mit der Beschränkungauf die

Versicherung einer Wittwenpensionvon höchstens100 Thalern,
vorbehaltlich späterer Erhöhung derselben.

4) die Professoren bei den Universitäten, wenn sie mit ei-

ner fixirten Besoldung angestellt sind.
»

5) die im eigentlichen Seelsorger-Amte, sowohl unter Kö-

niglichen als unter Privat-Patronaten angestellten Geistlichen,
sowie die ordinirten und zu einem Seelsorgeramte berufenen

Hilfsgeistlichen -

.

6) die im unmittelbaren Staatsdienste angestellten, nach
§. 6 des Gesetzesvom 27. März 1872 pensionsberechtigtenLeh-
rer und Beamten an Gymnasien, Progymnafien, Realschulen,
SchullehrersSeminarien, Taubstummen- und Blinden-Anstalten,
Kunst- und höheren Bürgerschulen,sowie auch

7) andere an Gymnasien und diesen gleich zu achtenden
Anstalten, an Schullehrer-Seminarien, an höhern und allge-
meinen Stadtschulen angestellte wirkliche Lehrer, mit Ausschluß
der Hilfslehrer und der Lehrer an solchen Klassen derselben,
welche als eigentliche Elementarklassen nur die Stelle einer mit

jenen Anstalten verbundenen Elementarschule ersetzen.
Jn Betreff derjenigen Beamten und Hilfslehrer der

unter 6 bezeichneten Anstalten, sowie der Lehrer an den mit

letzteren verbundenen Elementarklassen, deren pensionsberechtig-
tes Diensteinkommen die Summe von 250 Thalern nicht über-
steigt, findet die Bestimmung zu 2 a. E. Anwendung.

8) die reitenden Feldjäger.
Die wegen Ausnahme der Hofdiener und einiger anderer

Beamtenklassen bestehenden besonderen Bestimmungen kommen

hier nicht in Betracht.
II. Wer der Königlichen allgemeinen Wittwen-Verpfle-

gungsanstalt beitreten will, hat vorzulegen:
a) ein Attest seiner vorgesetztenBehörde, daß er zu einer

der genannten Klassen gehöre, also zu I. I. ausdrücklichdarü-

ber, daß er ein pensionsfähigesGehalt und event. zu welchem
jährlichenBetrage beziehe, zu l. 2. darüber, daß er entweder

preußischerUnterthan und durch Seine Majestät den Kaiser
angestellt sei, oder daß er zu denjenigen Reichsbeamten gehöre,
deren Anstellung der preußischenLandesregierung vorbehalten
ist, und über das Gehalt, zu I. Z. wegen der Oekonomie-Kom-

missarien,daß er bei einer Auseinandersetzungs-Behördedauernd

beschäftigtsei, zu 1. b. wegen der Hilfsgeistlichenein Attest des

betreffendenSuperintendenten oder Konsistoriums, zu I. 6. und

7. ein Attest der Regierung oder des Provinzial-Schulkollegiums
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darüber, daß der Auszunehmende sich in dem betreffenden, zur

Aufnahme berechtigten Verhältnisse befinde u. s. w. Nur die

geistlichen und die bei den Regierungen und Obergerichten oder

anderen Landes-Kollegien als wirklicheRäthe angestellten Staats-

beamten bedürfen über ihre Stellung keines besonderen Nach-
"weises.

Heiraths-Konsense können nur dann die Stelle solcher At-

tesie vertreten, wenn in denselben das Verhältniß, welches den

obigen Bestimmungen zur Aufnahme in unsere Anstalt berech-
tigt, besonders und bestimmt ausgedrückt,auch event. das pen-

sionsfähigeDiensteinkommen des Beamten (l. 1, 2 und 6) an-

gegeben ist. Versicherungen,welche die Rezipienden selbst über

ihre Stellung abgeben oder einfache Bescheinigung einzelner
Behörden: »daß N. N. berechtigt oder verpflichtet sei, der Kö-

niglichen allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anstalt beizutreten«,
genügen nicht.

b) FörmlicheGeburts-Atteste beider Gatten und einen Ko-

pulationsschein. Die in diesen Dokumenten vorkommenden Zah-
len müssenmit Buchstaben ausgeschrieben sein und der Vor- und

Zunamen beider Eheleute in den Geburtsscheinen müssen mit

den Angaben des Kopulationsscheins genau übereinstimmen

Bloße Taufscheine ohne bestimmte Angabe der Geburts-

zeit sind ungenügend; sind isolcheAngaben im Kopulations-
scheine vorhanden, fo können sie als Ersatz etwa fehlender be-

sonderer Geburts-Atteste nur dann gelten, wenn die Trauung
in derselben Kirche erfolgt ist, in welcher die Taufe vollzogen
wurde, und wenn die Kopulations- und Geburtsangaben aus-

drücklichauf Grund der Kirchenbüchereiner nnd derselben Kirche
gemacht werden.

Der Unterschrift und der Charakterbezeichnung des Aus-

stellers der Kirchenzeugnissemuß das Kirchensiegeldeutlich bei-

gedrucktsein. Wenn die Aussteller die Rezipienden selbst sind
oder zu dem Rezipienden in verwandtschaftlichen Beziehungen
stehen, so muß das betreffende Attest von der Ortsobrigkeit
unter Beidruckung des Dienstsiegels beglaubigt oder von einem

anderen Geistlichen unter Beidruckung des demselben zustehen-
den Kirchensiegelsmit vollzogen sein. Auch sind diese Doku-

mente stempelfrei, den Predigern aber ist es nachgelassen, für
Aussertignng eines jeden solcher Zeugnisse kirchlicheGebühren,
jedoch höchstensim Betrage von 7 Sgr. 6 Pf., zu fordern.

Da die Kirchenzeugnissebis nach Beendigung der Mit-

gliedschaft bei unsern Akten verbleiben müssen, so ist denjeni-
gen Rezipienden, die sie etwa auf Stempelpapier einreichen,
und also später auch zu anderen Zwecken als zum Einkause in

unsere Anstalt benutzen können, besonders anzurathen, von vorn

herein uns zu unsern Akten nicht die Originalien, sondern stem-
pelfrei beglaubigte Abschriften zugehen zu lassen, jedoch mit dem

ausdrücklichenVermerke des vidimirenden Beamten, daß den

Originalien die Kirchensiegel beigedrücktseien.

o) Ein ärztliches, von einem approbirten praktischen Arzte
ausgestelltes, ebenfalls stempelfreies Attest in folgender Fassung-

,,Jch (der Arzt) versichere hierdurch auf meine Pflicht und

an Eidesstatt, daß nach meiner besten WissenschaftHerr N. N.

weder mit der Schwindsucht,Wassersucht, noch einer andern

chronischen Krankheit, die ein baldiges Absterben befürchten
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch bettlägerig,
sondern gesund, nach Verhältniß seines Alters bei Kräften und

fähig ist, seine Geschäfte zu verrichten.«
Dieses Attest des Arztes muß von vier Mitgliedern unse-

rer Anstalt, oder, wenn solche nicht vorhanden sind, von vier

andern bekanntenredlichen Männern dahin bekräftigtwerden:
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»daß ihnen der Anfzunehmende bekannt sei und sie das

Gegentheil von dem, was der Arzt attestirt habe, nicht wissen.«
Wohnt der Rezipiend außerhalbBerlin, so ist noch au-

ßerdem ein Zertifikat hinzuzufügen,dahin lautend:

»daß sowohl der Arzt als die vier Zeugen das Attest ei-

genhändig unterschrieben haben, auch keiner von ihnen ein Va-

ter, Bruder, Sohn, Schwiegersohn oder Schwager des Aufzu-
nehmenden oder der Frau desselben sei.«

Dieses Zertifikat darf nur von Notar und Zeugen, von ei-

nem Gerichte oder von der Orts-Polizei-Behörde ertheilt wer-

den; bei den Gesundheitsattesten für aufzunehmende Gendar-

men sind jedoch ausnahmsweise auch die Zertifikate von Gendar-

merie-Offizieren und für im Auslande angestellte Beamte die-

jenigen ihrer vorgesetztenDienstbehördezulässig, wenn die Be-

scheinigung der Ortspolizei-Behörde nur mit besonderen Un-

kosten oder überhaupt nicht zu erlangen ist.
Das Attest, die Zeugen-Anssagen und das Zertifikat dür-

fen nie vor dem 16. Januar oder 16. Juli datirt sein, je nach-
dem die Aufnahme zum 1. April oder 1. Oktober erfolgen soll,
und die oben vorgeschriebeneForm muß in allen Theilen Wort

für Wort genau beobachtet werden.

111. Die Aufnahme-Termine sind der 1. April und 1.

Oktober eines jeden Jahres.
«

Wer also nach l. zur Rezeption berechtigt ist und diese
durch eine KöniglicheRegierungs-: resp. Bezirks-Haupt- oder Jn-
stitutenkasse, oder durch einen unserer Kommissarien bewirken

will, hat an dieselben seinen Antrag und die zu Il. genann-
ten Dokumente vor dem 1. April oder 1. Oktober so zeitig ein-

zureichen, daß sie spätestens bis zum 15. März oder lö. Sep-
tember von dort aus bei uns eingehen können. Anträge, welche

nicht bis zu diesem Zeitpunkte gemacht und bis dahin nicht
vollständig belegt worden sind, werden von den Königlichen
Kassen und Kommissarien zurückgewiesenund können nur noch
bis zum Ablaufe der Monate März und September in porto-
freien Brieer unmittelbar an uns selbst eingesandt werden,

dergestalt, daß sie spätestens am 31. März oder 30. Septem-
ber hier eingehen.

Jn der Zwischenzeitder vorgeschriebenenTermine werden keine

Rezeptions-Anträgeangenommen und keine Ausnahmen vollzogen.
IV. Den zu II. genannten Attesten sind womöglich gleich

die ersten praenumerando zu zahlenden halbjährlichenBeiträge
beizufügen,die nach dem Tarife zu dem Gefetze vom 17. Mai

1856 sehr leicht berechnet werden können. Dieser Tarif ist in

der Gesetz-Sammlung für 1856 Seite 479 ff. abgedruckt und

Jedermann zugänglich. Bei Berechnung der Alter ist jedoch
der §. 5 des Reglements zu beachten, wonach einzelne Monate

unter Sechs gar nicht, vollendete Sechs Monate aber und da-

rüber als ein ganzes Jahr gerechnet werden.

Stundungen der ersten Beiträge oder einzelne Theilzahlun-
gen zur Tilgung derselben sind unstatthaft, und vor vollständiger

Einsendung der tarifmäßigenGelder und der vorgeschriebenenAt-

teste kann unter keinen Umständen eine Rezeption bewirkt werden.

V. Was die Festsetzungdes Betrages der zu versichernden
Pensionen betrifft, so haben hierübernicht wir, sondern die den

Rezipienden vorgesetztenDienstbehörden zu bestimmen. Es kann

daher hier nur im Allgemeinen bemerkt werden, daß nach den-

höherenOrtes erlassenen Verordnungen die Pension mindestens
dem fünften Theile des Diensteinkommens gleich sein muß, wo-

bei jedoch zu berücksichtigenist, daß die Versicherungennur von

25 Thlr bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. steigend,
stattfinden können.
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Vl. Bei späterenPensions-Erhöhungen,die in Beziehung
auf die Beiträge, Probejahre u. s. w. als neue, von den äl-

teren unabhängige Versicherungenund nur in sofekn mit die-

sen gemeinschaftlich betrachtet werden, als ihr Gesammtbetmg
die Summe von 50 Thlr., resp. 100 Thlr. (zu I. 1 bis 3)
und 500 Thaler (zu V.) nicht übersteigendarf, ist die aberma-

lige Veibringung der Kirchenzeugnissenicht erforderlich, sondern
nur die Anzeige der älteren Rezeptions-Nummer, ein neues vor-

schriftsmäßigesGesundheits-Attestund, wenn die zu I. 1 bis 3 be-

zeichnetenGrenzen überschrittenwerden sollen, ein amtliches At-

test über die veränderte Stellung und Besoldung, resp. über
die etwa erlangte Pensionsberechtigung. Auch die Beträge der

Erhöhungenmüssen wie die ersten Versicherungen durch 25 ohne
Bruch theilbar sein.

VlL Da wir im Schlußsatzeder Rezeptions-Dokumente
stets förmlichund rechtsgiltig über die ersten halbjährlichenBei-

träge quittiren, so werden besondere Quittungen über dieselben,
— wie sie sehr häufig von uns verlangt werden, unter keinen Um-

ständen ertheilt.
Berlin, den 17. September 1872.

General-Direktion der

Königlichenallgemeinen Wittwen-Verpflegungsanstalt.

üaiserthumErster-reich
Verordnung des Ministers für Kultus und Unterricht vom 5.

April 1877, Z. 19,884, betreffend die Aufnahme der Ren-ers-

verbindlichkeit der mit Stipendien betheilten Zöglinge der Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsaustalten in die Lehrbcfiihigungszeugniffe

für Volks- und Bürgerschulen.
Zur Sicherung und Evidenzhaltung der Verpflichtung der

mit einem Staats- oder Landesstipendium betheilten Zöglinge
der Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, nach bestandener

Reifeprüfungwenigstens sechs Jahre lang dem Lehramte an

öffentlichenSchulen sich zu widmen, finde Jch anzuordnen,daß
diese, sei es mit oder ohne Beschränkungauf das Kronland,
reversmäßigübernommene Verpflichtung, welche bisher nur in
den Reifezeugnissenanhangsweise ersichtlich zu machen war,

künftigauch in den Lehrbesähigungszengnissen,welchePrüfungs-
iandidatennoch während der Fortdauer der Reversverbindlich-
ieit erwerben, in gleicher Weise auszusprechen ist.

Vexvtdtmngdes Ministers für Kultus und Unterricht vom 22.
Marz 1877, Z. 3898 ex 1876, womit für das Freihandzeichs
neu an den Bildung-stuter für Arbeitslehrerinnen ein Lehrplan

eingeführtund eine Instruktion erlassen wird.

Fur den im §. 88 des Okgaitisations-Statutes der Bit-
dUUgsaUstaUeUfür Lehrerund Lehrerinnen (Ministerial-Vers
prdmmeVom 26zMai 1874, Z. 7114-"s)bestimmten Unterricht
Im Freihandzelchnen an den Bildungskursen für Arbeits-
lehrerinnen hat der nachstehendeLehrplan sammt Instruktion
in Anwendung zu kommen:

A. Lehrplan für das Freihandzeichnen an den Bil-

dungskursen für Arbeitslehrerinnen.
Unterrichtsziel.

MöglichsieFertigkeit im Zeichnen und Kombiuiren linea-
Ver UUIIanderer Ziel-formen mit Rücksichtauf deren Anwen-
dung fth weiblicheHandarbeiten;Kenntniß in der Farbenge-
bung wie M der Zusammenstellungharmonirender Farben.
—-

ss) DeutscheSchulgesetz-Samml.Jahrg. 1874 Nr. 34.

Unterrichtsstosf.

(Kursdauer 1 Jahr, wöchentlich2 Stunden.)

Zeichnen ebener geometrischerGebilde: Gerade und krumme

Linien, Winkel, Dreiecke, Vierecke, Polygone, Kreis, Ellipsen
und Kombinationen dieser Figuren.

Uebungen im Zeichnen ornamentaler ebener Gebilde; re-

gelmäßigeund symmetrische Formen; stylisirte einfache Blatt-

und Blumenformenz Kombinationen derselben auf geometrisch
geordneter Grundlage; Sternfiguren, Rosetten, Bänder, Ran-

ken, Rand- und Flächenverzierungen,Jnitialen.
GedächtnißsZeichenübungenaus dem angeführtenLehrstofse.
Zeichnen nach einfachen, poiychromen Vorlagen.
Uebungen im Kombinationszeichnen nach gegebenen einfa-

chen Motiven.

Erklärung der einfachsten geometrischen Körperformen.
Uebungen im Vorzeichnen an der Tafel mit besonderer

Berücksichtigungder Schnittmuster.
«

B. Instruktion für das Freihandzeichnen an den

Bildungskursen für Arbeitslehrerinnen.
1. Dem Zweckedes Bildungskurses entsprechendsoll durch

den Unterricht im Zeichnen jenes Maß von Fertigkeit und

Verständniß vermittelt werden, welches die Zöglinge befähiget,
das Erlernte bei Ausübung ihres künftigenBerufes nützlich
anzuwenden.

Da es sich bei den weiblichen Handarbeiten nicht um die

Verzierung von Flächen handelt, wird hauptsächlichder Dar-

stellung ebener Gebilde Aufmerksamkeit zuzuwenden sein.
2. Von den elementaren geometrischen Gebilden ausge-

hend, umfaßtder Unterricht das geometrischeOrnament, styli-
sirte Blatt- und Blumenformen, dann lineare und andere-Zier-
sormen, welche für weibliche Handarbeiten anwendbar erschei-
nen. Er schreitet hierbei stets vom Einfachenzum Zusammen-
gesetzten, vom Leichteren zum Schwierigeren fort, geht sodann
zum Zeichnen nach einfachen, polychromen Vorlagen und zu

Uebungen im Kombinationszeichnen über und schließtmit der

Erklärung der einfachsten geometrischenKörperformenund Ue-

bungen im Vorzeichnen an der Tafel ab.

Aus allen Entwickelungsstufenist ein streng geordneter Un-

terrichtsgang zu beobachten und es soll nicht frühermit Dar-

stellung von Zierformen vorgegangen werden, bevor das Zeich-
nen geometrischer Gebilde entsprechend geübt wurde. Jnsbe-
sondere ist das Zeichnen von Jnitialen nurso weit zu pflegen,
als mit Rücksichtauf weibliche Handarbeiten unbedingt noth-
wendig erscheint.

Z. Der Unterricht ist in der Regel ein gemeinsamer, d. h.
es zeichnen alle Zöglinge einer Abtheilung oder Klasse nach ei-

nem und demselben Vorbilde, das die Lehrerin (der Lehrer) vor

den Augen der Schülerinnen an der Schultafel entwirft und
mit passendenErklärungen begleitet.

Nur bei Darstellungen komplizirter Formen, beim Zeichnen
nach den polychromen Vorlagen, sowie beim Kombinations-

zeichnen tritt die Einzelunterweisung an Stelle des Massen-
unterrichtes.

4. Jn den Erklärungen sollen das Charakteristischeder

Form des dargestellten Objektes, sowie die wesentlichen Merk-

male und Eigenschaften desselbenentsprechend hervorgehoben
werden.

Bei kombinirten Gebilden ist die Art ihrer Zusammenstel-
lung oder Verbindung und ihre Entstehung aus den Elemen-

tarformen nachzuweisen; ferner sind die zur Nachbildung noth-
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wendigen Hilfslinien, die Größe, Richtung und Form des dar-

gestellten Gegenstandes, sowie das Verhältniß seiner einzelnen
Theile zum Ganzen genau anzugeben.

Bei Vornahme der elementaren geometrischen Gebilde ist

in eine wissenschaftlicheErläuterung nicht einzugehen Auch

soll hierbei der Gebrauch Von Zirkel, LinealJMaßstab oder an-

deren Hilfsmitteln strenge Vermieden werden.

5. Als Anregung zur Selbstthätigkeit sind nach entspre-
chender Vorbereitung der Zöglinge Uebungen im Zeichnen aus

dem Gedächtnisseund Uebungen im Kombinationszeichnen vor-

zunehmen.
Beim Zeichnen aus dem Gedächtnisfewird eine einfache

Figur an der Schultafel Vorgezeichnet und eingehend erklärt.

Nachdem dieselbe dem Anblicke der Schülerinnen entzogen

wurde, wird sodann die Aufgabe gestellt, dieselbe Figur in

einer bestimmten Größe aus dem Gedächtnissezu reproduziren.
6. Das Kombinationszeichnen, welches zur Weckung der

Phantasie dient, soll vorzugsweise zu dem Zweckegeübt wer-

den, um den Schülerinnen eine genauere Kenntniß in der ge-

setzmäßigenVerbindung und Zusammenstellung einfacher For-
men, in der richtigen Anordnung, in der Gliederung und or-

ganischen Verbindung stylisirter Blatt- und Blumenformen, in

der Bildung von Rosetten, Bäiidern, Sternfiguren, Von Rand-

und Flächenverzierungen,Juitialen und Monogrammen und

in der Anwendung dieser Formen für weibliche Handarbeiten
zu Vermittelu.

«

Als Anleitung zum Kombinationszeichnen ist von der Leh-
rerin (dem Lehrer) eine kombinirte Zeichnung nach einfachen, be-

kannten Motiven an der Schultafel auszuführen und der dabei

beobachtete Vorgang eingehend zu erläutern.

7. Beim Zeichnen nach den in Farben ausgeführtenVor-

lagen ist das Wichtigste über Farbengebung und Farbenhar-
monie vorzunehmen. Die Eintheilung der Farben in Stamm-

oder primäre Farben, in Neben- oder sekundäreFarben, in ge-

brochene oder tertiäre Farben, die harmonische Zusammenstel-
lung der komplemeiitärenoder Ergänzungsfarbensollen in einer

Farbenskala zur Anschauung gebracht und erklärt werden.

Nach entsprechender Vorbereitung der Zöglinge sind Ue-

bungen im Vergrößern und Verkleinern, namentlich nach po-

lychromen Vorlagen, Vorzunehmen. Bei diesen Uebungen sind
die Schülerinnen darauf aufmerksam zu machen, daß ein we-

sentlicher Faktor der Wirkung in dem richtigen GrößenVerhält-
nisse der dargestellten Formen liegt.

8. Gegen Ende des Kurses sind die Zöglinge auch im

Zeichnen an der Schultafel zu unterweisen und zu üben, damit

sie jene Kenntniß und Fertigkeit erlangen, welche zum Vorzeich-
nen Von einfachen Schnittmustern in der Schule nothwendig
erscheint.

9. Jn der Wahl aller Vorlagen ist auf den speziellen Be-

ruf der Arbeitslehrerinnen die möglichsteRücksichtzu nehmen
und sollen nur mustergiltige Formen zur Darstellung gebracht
werden.

10. Da bei der Darstellung ebener Gebilde Von der Rich-
tigkeit der Umrisse der Werth einer Zeichnung abhängt, so ist
dem Konturzeichnen die größteSorgfalt zuzuwenden. Die Kon- (

turen sind mit reinen, gleichmäßigenLinien, ohne irgend welche

Schattengebung auszuführen. Um einzelne Theile einer Zeich-
nung mehr hervorzuheben, kann die sogenannte Schraffirung
angewendet werden.

Materialien

Zur Ausführung der Schülerzeichnungenwerden Bleistift,
Feder und Tasche, Pinsel und Farbe Verwendet.

Gleichheit des Formates der einzelnen Zeichnungen er-

scheint wünschenswerth,weshalb der Gebrauch sogenannter Zei-
chenblocksempfohlen wird.
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